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Safe Harbour l Alles neu im Datenschutz

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Im Oktober 2015 hob der  

EuGH das Datenschutzab-
kommen „Save Harbour“ als 
ungültig auf. Was war pas-
siert? Unionsbürger, die Face-
book nutzen, müssen bei der 
Anmeldung einen Vertrag 
mit Facebook Ireland Limited, 
einer Tochtergesellschaft der 
in den USA ansässigen Face-
book Inc, abschließen. Perso-
nenbezogene Daten der Uni-
onsbürger werden im An-
schluss größtenteils von der 
irischen Tochtergesellschaft 
in die USA übermittelt. Der 
Österreicher Max Schrems er-
hob dagegen bei der zuständi-
gen irischen Datenschutzbe-
hörde (solche Behörden sind 
in jedem Mitgliedsstaat ver-
pflichtend eingerichtet), dem 
Data Protection Commissio-
ner, Beschwerde. Das Recht 
und die Praxis in den USA 
böten keinen ausreichenden 
Schutz vor massenhaften und 
undifferenzierten Zugriffen 
auf personenbezogene Daten, 
so sein Vorbringen. Der Com-
missioner hielt sich nicht für 
befugt, die in der Beschwer-
de gerügten Tatsachen zu 
prüfen, weil die Europäische 
Kommission (2000/520/EG) 
festgestellt habe, dass die USA 
ein angemessenes Schutzni-
veau gewährleisten. Auf An-
frage des Irischen High Court 
hob der EuGH das „Safe Har-
bor“ - Abkommen auf, weil es 
Daten von Europäern in den 
USA nicht ausreichend vor 
dem Zugriff staatlicher Stel-
len schützt. Der EuGH löste 
damit ein regelrechtes Daten-
schutz-Erdbeben aus. 

Der EuGH hob die Ent-
scheidung ohne Übergangs-
regelung auf, was zu erheb-
licher Rechtsunsicherheit 
führte. Die EU-Datenschützer 
beschlossen daraufhin fürs 

Erste, dass die Datenübertra-
gung bis zum Abschluss einer 
neuen Vereinbarung auf der 
Basis von Standardvertrags-
klauseln und verbindlichen 
unternehmensinternen Vor-
schriften weiterhin erlaubt 
sei. 

Nun haben sich die EU und 
die USA auf einen Rahmen 
für die transatlantische Über-
mittlung von Daten für kom-
merzielle Zwecke geeinigt. 
Das neue Datenschutzabkom-
men „EU-US-Privacy Shield“, 
welches seit Mitte März als 
Entwurf vorliegt, soll nun den 
Schutz der Grundrechte euro-
päischer Bürger bei der Über-
mittlung von Daten in die USA 
verbessern und einer Massen-
überwachung und einem un-
limitierten Datenzugriff prä-
ventiv entgegenwirken. Dafür 
wird ein unabhängiger Om-
budsmann installiert, an den 
sich EU Bürger wenden kön-
nen, wenn sie einen unrecht-
mäßigen Datenzugriff von US 
Behörden befürchten. Derzeit 
ist es jedenfalls noch nicht in 
Geltung.

Welche Auswirkungen hat 
diese Entscheidung nun für 
Unternehmen? Derzeit gilt 
für den Datentransfer die 
Kommissionsentscheidung 
2010/87/EU zu den sogenann-
ten „Standardvertragsklau-
seln“. Diese fingiert, dass ein 
nicht in Europa ansässiges 
Unternehmen durch Verwen-
dung und Einhaltung die-
ser Klauseln als dem euro-
päischen Datenschutzniveau 
gleichwertig anzusehen ist. 
In Österreich kann zusätz-
lich die Datenschutzbehör-
de befragt werden. Jedes Un-
ternehmen sollte daher zu-
erst alle Datenflüsse an Un-
ternehmen in Drittstaaten er-
fassen und prüfen, ob die zu-

grundeliegenden Verträge ei-
ne „Standardvertragsklausel“ 
als Rechtsgrundlage enthal-
ten. 

Und noch etwas: Im Juni/
Juli 2018 wird nach Zustim-
mung des europäischen Par-
laments eine neue EU-Da-
tenschutz-Grundverordnung 
(EU-DSGVO) erlassen. Der of-
fizielle Entwurf ist seit März 
veröffentlicht. Ziel ist die uni-
onsweite Vereinheitlichung 
des europäischen Daten-
schutzrechts. Datentransfers 
an Drittstaaten werden auch 
weiterhin nur zulässig sein, 
wenn diese über ein ange-
messenes Schutzniveau ver-
fügen. Für nationale Daten-
schutzbehörden werden weit-
reichendere Bußgeld- und 
Sanktionsmöglichkeiten (bis 
zu 20 Millionen!) geschaffen. 

All diese Vorschriften mün-
den in unsere umfassende 
anwaltliche Empfehlung: Die 
datenschutzrechtliche Com-
pliance wird immer wich-
tiger.� n
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ARBEITSRECHT

In vielen Arbeitsverträgen 
werden Pauschalentloh-
nungen vereinbart, mit denen 
sämtliche Arbeitsleistungen 
des Arbeitnehmers abgegol-
ten werden sollen. Die Be-
sonderheit dieser All-In-Klau-
seln besteht darin, dass nur 
ein Entgelt für die gesamte 
Arbeitszeit vereinbart wird 
und daher (bisher) nicht zwi-
schen Grundlohn und Mehr-
leistungsentgelt unterschie-
den wurde. Egal ob der Arbeit-

nehmer Überstunden leistet, 
er bekommt immer dasselbe 
Gehalt. Im Arbeitsvertrag war 
es bisher auch nur erforder-
lich, diesen einen Pauschalbe-
trag anzuführen. 

Ein All-In-Gehalt ist aller-
dings nicht tatsächlich „all 
in“. Trotz der vereinbarten 
Pauschalentlohnung hat der 
Arbeitgeber jährlich eine De-
ckungsrechnung vorzuneh-
men. Wenn mehr Überstun-
den geleistet werden als von 
der Pauschalvereinbarung 
abgedeckt werden, sind diese 
Überstunden trotz der verein-
barten Pauschalentlohnung 
zusätzlich abzugelten.

Ist-Gehalt

Durch den nunmehr  neu ein-
geführten § 2 g AVRAG be-
steht für den Arbeitgeber die 
Verpflichtung, das All-In-Ge-
halt des Arbeitnehmers im 
Arbeitsvertrag oder Dienst-
zettel aufzusplitten und das 
Grundgehalt sowie das All-
in-Gehalt betragsmäßig an-
zuführen. Wird kein Grund-
lohn definiert, so war bisher 
für die Deckungsrechnung 
im Zweifel das kollektivver-
tragliche Mindestentgelt als 
Grundgehalt heranzuziehen. 
In Hinkunft hat der Arbeit-
nehmer in diesem Fall An-
spruch auf ein angemessenes 
Ist-Gehalt. Dabei handelt es 
sich um jenes Gehalt, das ein 
Arbeitnehmer üblicherwei-
se entsprechend seiner Aus-
bildung und Berufserfahrung 
in einer bestimmten Branche 
und in einer bestimmten Re-
gion verdient.

Es kann daher zwar nach 
wie vor einer All-In-Vereinba-
rung das kollektivvertragliche 

Mindestgehalt als Grundge-
halt zugrunde gelegt wer-
den, dies ist aber nicht in je-
dem Fall sinnvoll. Gerade bei 
formal sehr hoher Überzah-
lung (etwa 35 bis 45 % über 
dem kollektivvertraglichen 
Mindestgehalt) sollte anstel-
le des kollektivvertraglichen 
Mindestgehalts ein angemes-
senes Ist-Gehalt (z. B. bezogen 
auf die firmendurchschnitt-
liche Überzahlung) als Grund-
gehalt vereinbart werden. An-
dernfalls besteht für den Ar-
beitgeber das Risiko, dass das 
Ist-Gehalt fremdbestimmt 
(zB durch einen Sachverstän-
digen in einem gerichtlichen 
Verfahren) festge-legt wird. 
Dann aber besteht die Gefahr, 
dass das Gehalt höher bewer-
tet wird, als es im Unterneh-
men üblich ist.

Anzuwenden ist die neue 
Regelung auf All-In-Vereinba-
rungen, die ab dem 29.12.2015 
abgeschlossen wurden. Von 
einem „Neuabschluss“ ist be-
reits dann auszugehen, wenn 
eine bestehende  Vereinba-
rung massiv oder in ihrem 
Wesenskern inhaltlich abge-
ändert wird. Bloße kollektiv-
vertragliche Erhöhungen des 
Mindestgehalts oder Vorrü-
ckungen fallen nicht unter 
den Begriff des „Neuabschlus-
ses“ . � n

M 
 
it dem Arbeits-

recht-Änderungsgesetz 
2015 sind eine Vielzahl 
von Maßnahmen im 
Bereich des Arbeits-
vertragsrechts und des 
Arbeitszeitrechts mit 
29. Dezember 2015 bzw. 
1. Jänner 2016 in Kraft 
getreten. Eine der wich-
tigsten Änderungen be-
trifft das Transparenzge-
bot bei All-In-Klauseln 
in Arbeitsverträgen, das 
nunmehr im neu einge-
führten § 2 g AVRAG ge-
setzlich verankert ist. 

All-In-Klauseln  l neu

Transparenzgebot bei 
Arbeitsverträgen

LEXIKON

Deckungs-
rechnung 
Bei der 
Deckungsrechnung ist 
das Ausmaß der mit der 
Pauschalentlohnung 
abgedeckten 
Überstunden in Bezug 
auf das kollektivvertrag-
liche Mindestentgelt für 
die Normalarbeitszeit 
als Grundlohn mit dem 
tatsächlich ausbezahlten 
Ist-Gehalt und den tat-
sächlichen jährlich ge-
leisteten Überstunden 
zu vergleichen.
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nicht bei jeder Verspätung 
zahlen, aber immer dann, 
wenn sie nicht nachweisen 
kann, dass aufgrund „höherer 
Gewalt“ (zB. Wetter) ein Flug 
nicht möglich war. 

Der Ersatz hängt davon ab, 
ob der Flug innerhalb der EU 
erfolgte und wie weit die Stre-
cke war:

Bis 1.500 km� 250,00
Mehr als 1.500 km� 400,00
Mehr als 3.500 km� 600,00
� (nur außerhalb der EU)

Dies befreit allerdings die 
Fluglinie nicht davon, Schä-
den zu ersetzen, die darüber 
hinaus entstanden sind. Dies 
mag bei einem Urlauber sel-
ten der Fall sein, da der reine 
Zeitverlust nicht ersetzt wird. 

Das Unternehmen, dessen 
Arbeitnehmer verspätet sind, 
erleidet aber möglicherwei-
se auch einen Schaden. Der 
Europäische Gerichtshof hat-
te sich mit einem Fall zu be-
schäftigen, in dem zwei litau-

Für den Urlaubenden oft är-
gerlich, weil sich seine Ur-
laubszeit verkürzt oder sich 
die Ankunft zu Hause ver-
schiebt. Für den Berufstäti-
gen manchmal eine Katastro-
phe, weil er das wichtige Mee-
ting, für das er extra ange-
reist ist, versäumt. Ist der Flie-
ger verspätet, kommt er al-
so mehr als drei Stunden spä-
ter als vereinbart am Ziel an, 
so steht unabhängig vom tat-
sächlich entstandenen Scha-
den und unabhängig vom 
Flugpreis eine Entschädigung 
zu. Die Fluggesellschaft muss 

ische Arbeitnehmer ihr Ziel 
erst mit 14 Stunden Verspä-
tung erreicht. Der Arbeitge-
ber musste wegen der Ver-
spätung zusätzliche Reiseko-
sten und Sozialversiche-run-
gsbeiträge bezahlen.

 Der EuGH hat entschieden, 
dass auch der Arbeitgeber 
berechtigt ist, einen Verspä-
tungsschaden zu fordern und 
die Fluglinie wurde zum Er-
satz der zusätzlichen Aufwän-
de direkt an den Arbeitgeber 
verurteilt. Grundlage dafür 
ist das „Montrealer Überein-
kommen“, das die Haftungs-
fragen im Flugverkehr regelt. 
Nach diesem Abkommen ist 
der Schadenersatz allerdings 
mit dem Betrag von 5.000 Eu-
ro begrenzt.

Auf Basis dieser Rechtspre-
chung ist davon auszugehen, 
dass auch österreichische Un-
ternehmer die Mehrkosten, 
die durch die Flugverspätung 
entstanden sind, wie Über-
stunden oder höhere Diäten, 
einfordern können. � n

D 
 
ie Erfahrung, 

dass sich ein Flug ver-
spätet oder dass die 
Beförderung mit dem 
gebuchten Flieger nicht 
möglich ist, sondern 
erst später stattfindet, 
haben viele Reisende 
bereits gemacht. 

Entschädigung l privat und im Beruf

Flieger verspätet

mit RECHT
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Wenn sich das Flugzeug 
verspätet, …
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WIRTSCHAFTSRECHT

2014 wagten rund 37.000 
Menschen mit ihrer Idee 
den Sprung in die Selbst-
ständigkeit. Es gilt der Leit-
spruch, dass Menschen lieber 
in Selbstständigkeit 16 Stun-

den am Tag arbeiten als acht 
Stunden für jemand anderen. 
Trotzdem überstehen zu viele 
Neugründungen die ersten 
drei bis fünf Jahre nicht. 

„Mit Recht“ gibt Ihnen - oh-
ne Anspruch auf Vollständig-
keit - fünf Tipps, wie Ihr Start-
up zumindest rechtlich auf si-
cheren Beinen steht. Gleich-
zeitig sind diese Empfeh-
lungen aus der Praxis auch für 
bereits langjährig bestehen-
de Unternehmen als Fragen 
zu verstehen, ob die wesent-
lichen rechtlichen Vorausset-
zungen noch erfüllt sind. 

 
Tipp 1: Planung

Planung ist für (Jung)Unter-
nehmer der halbe Erfolg. Ge-
schäftspartner, das sind Ban-

ken, Lieferanten, etc., erwar-
ten einen genauen Plan der 
künftigen Geschäftstätigkeit. 
Darin müssen Ziele sowie der 
Weg angesprochen sein, kurz 
ein Unternehmenskonzept 
samt Business-Plan. Die Pla-
nung muss auch die Antwort 
auf die wichtigsten rechtli-
chen Fragen beinhalten, also 
etwa welche Berechtigungen 
werden benötigt, wie kann 
die Geschäftsidee geschützt 
werden.

 
Tipp 2: Wahl der 

richtigen Rechtsform

Diese hängt von vielen ver-
schiedenen Faktoren ab, un-
ter anderem den Erwar-
tungen an das Unternehmen, 
aber auch davon, welche Ent-

N 
 
icht nur, aber be-

sonders Jungunterneh-
mer sind mit Fragen der 
richtigen Rechtsform, 
der Ausarbeitung von 
Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen und auch 
steuerlichen Fragen be-
schäftigt. Fehler gehen 
oft ins Geld und machen 
die beste Geschäftsidee 
wieder zunichte. 

Richtige Rechtsform  l und Vermeidung von Fehlern

Tipps für Jungunter nehmer 

Fehler bei 
Unternehmensgründungen 

gehen oft ins Geld und machen 
die beste Geschäftsidee wieder 

zunichte. 
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Tipps für Jungunter nehmer 

WIRTSCHAFTSRECHT

Eintragungsgebühren), die-
se machen einen erheblichen 
Betrag aus, der einkalkuliert 
sein sollte. Gewarnt sei in 
diesem  Zusammenhang vor 
dem beliebten Zusammen-
stellen von Verträgen mit Mu-
stern aus dem Internet: das ist 
zumeist nicht einmal die Ar-
beit des Kopierens wert. Die 
Konsequenzen der „selbstge-
schnitzten“ Verträge sind oft 
unbekannt und führen meist 
zu teuren, aber im Vorhinein 
vermeidbaren Rechtsfolgen.

 
Tipp 4: Vermeidung 

von Marken-
rechtsverletzungen und 
Urheberrechtsverstößen 

Viele Unternehmenskenn-
zeichen scheinen auf den er-
sten Blick einzigartig. Auf den 
zweiten Blick aber, was bis-
weilen vergessen wird, hat 
die „einzigartige“ Marke lei-
der schon ein anderes Unter-
nehmen registrieren lassen. 
Verstöße gegen das eigene 
Ausschließlichkeitsrecht wer-
den hier ziemlich schnell und 
rigoros geahndet. Ein recht-
zeitiger Blick in das Marken-
register, aber auch in andere 
Register, kann Ärger ersparen.

Im Internet sind Urheber-
rechtseingriffe nicht selten. 
Ein hübsches Bild wird ko-
piert, die Zufahrt zum eige-
nen Standort gleich von der 
Website des Nachbarn herun-
terkopiert. Mittels einfacher 
Tracking-Software werden 
diese Verstöße zwischenzei-
tig aufgedeckt und das kann 
teuer werden. 

Zu achten ist im Falle des 
Erwerbs einer Lizenz, ob die-
se tatsächlich alle Rechte ein-
räumt, die gebraucht werden. 
Auch das unbefugte Über-
schreiten einer Lizenz kann 
teuer werden.

Schließlich sollte auch bei 
Agenturen nachgefragt wer-

wicklungen das Unterneh-
men in der Zukunft nehmen 
soll. Die wichtigste Entschei-
dung ist die, ob das Geschäft 
alleine, also als Einpersonen-
unternehmen oder gemein-
sam mit anderen begonnen 
wird. Steht intensiver Kapi-
taleinsatz im Vordergrund 
wird eine Kapitalgesellschaft, 
am ehesten also eine GmbH, 
in Betracht kommen. Ist eher 
die Dienstleistung Geschäfts-
gegenstand sollte eine relativ 
günstige, zugleich aber auch 
am Prinzip der Einstimmig-
keit bei allen (wichtigen) Ent-
scheidungen orientierte Per-
sonengesellschaft überlegt 
werden. Zu Beginn der un-
ternehmerischen Tätigkeit 
sind außerdem zahlreiche 
Rechtsgeschäfte abzuschlie-
ßen, die der Gründung die-
nen. Manchmal werden für 
eine vermeintliche Ersparnis 
bei Anschaffungskosten lan-
ge Bindungen des Unterneh-
mers verlangt. Zu beachten 
gilt auch: Der Erwerber eines 
bereits bestehenden Unter-
nehmens haftet für Verbind-
lichkeiten, die der Verkäufer 
hatte (so etwa § 1409 ABGB), 
aber auch für öffentlich recht-
liche Verbindlichkeiten (§ 14 
BAO und § 114 ASVG).

 
Tipp 3: Berater sind 
teuer – Fehler noch 
wesentlich teurer

Rechtsanwälte bieten Bera-
tungsleistungen an, die ei-
ne hohe Sicherheit geben, da-
mit die Unternehmensgrün-
dung nicht scheitert: Rechts-
anwälte wissen, welche Ver-
tragsbestimmungen in Ge-
richtsverfahren durchsetz-
bar sind, aber auch, welche 
Themen häufig zu Streit füh-
ren und daher geregelt gehö-
ren. Wichtig ist auch das Wis-
sen um Nebengebühren (Ab-
gaben, Rechtsgeschäfts- und 

den, ob die Rechte an den ge-
nützten Schriftarten bzw den 
Bildern auch tatsächlich vor-
handen sind. Agenturen müs-
sen selbstredend dafür ein-
stehen und weisen in der Re-
gel die eigenen Rechte auch 
gerne nach.

 
Tipp 5: Haftung 

mit dem eigenen 
Vermögen? 

Kreditinstitute verlangen in 
der Regel auch bei Kapital-
gesellschaften (Einzelunter-
nehmer und Komplementäre 
haften ohnehin unmittelbar) 
persönliche Sicherheiten des 
Geschäftsführers bzw der Ge-
sellschafter. Die Übernahme 
persönlicher Haftungen muss 
wohlüberlegt sein, zumal die 
persönliche Existenz auf dem 
Spiel steht. Gewährt das Kre-
ditinstitut den Kredit nur, 
wenn umfangreiche Sicher-
heiten beigestellt werden, so 
kann das ein Hinweis darauf 
sein, den Geschäftszweck 
bzw. die Marktsituation noch 
einmal zu überdenken. Kredi-
tinstitute haben zumeist gu-
te Marktkenntnisse und wis-
sen, ob Ideen erfolgverspre-
chend sind. Dabei ist auch die 
Förderlandschaft zu berück-
sichtigen. Förderungen be-
stehen auch in der Übernah-
me von Haftungen durch das 
Land oder eine sonstige För-
derstelle. 

Jedenfalls sollte vom brei-
ten Angebotsspektrum für 
(Jung)Unternehmer Ge-
brauch gemacht werden – je 
breiter die Information, desto 
seltener sind Fehler.� n
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M 
 
it 1. März 2016 

trat die kontrovers dis-
kutierte Novelle zum 
Vergabegesetz in Kraft. 
Unter anderem veran-
kert sie das Bestbieter-
prinzip als entscheiden-
des Zuschlagskriterium 
und enthält Neurege-
lung zu den Subunter-
nehmern. 

Bundesvergabegesetz-Novelle  l 2015

„Bestbieterprinzip“ 
als Prämisse

Was ist eine 
„kassatorische Klausel“?

1. Verbot des Erblassers an 
den Legatar, den letzten 
Willen zu bestreiten

2. Vermerk auf der Rechnung, 
dass Reklamationen nur 
binnen einer bestimmt an-
zugebenden Zeit möglich 
sind

3.  Einwilligung in eine me-
dizinische Behandlung, so-
fern dem Patienten dafür 
keine Kosten verrechnet 
werden

Antwort:
1. In Österreich ist im Erb-
recht die kassatorische Klau-
sel (auch: Verwirkungsklau-
sel) ausdrücklich in §§ 720 

ABGB geregelt. Es sich dabei 
um eine Anordnung des Erb-
lassers, wodurch er dem Erben 
oder Vermächtnisnehmer (Le-
gatar) unter angedrohter Ent-
ziehung eines Vorteils verbie-
tet, den letzten Willen zu be-
streiten. Wird jedoch gemäß § 
720 ABGB, zweiter Satzteil, nur 
die Echtheit oder der Sinn der 
Erklärung vom Erben ange-
fochten, tritt die Wirkung der 
Verwirkungsklausel nicht ein.

J 
 
uristische Begrif-

fe sind oft nicht für 
jeden Laien verständ-
lich. Darum will „mit 
Recht“ nun in jeder 
Ausgabe rechtliche 
Begriffe erraten las-
sen.

Recht rätselhaft

Bestbieterprinzip: Durch die 
Stärkung des Bestbieterprin-
zips anstelle des Billigstbie-
terprinzips will der Gesetz-
geber das besonders in der 
Bauwirtschaft aufgrund des 
hohen Preisdrucks vorherr-
schende Lohn- und Sozial-
dumping zurückdrängen. Als 
Bewertungskriterien sind da-
bei Preis und Qualität her-
anzuziehen. Das Gesetz legt 
auch eine Reihe von Fällen 
fest, in denen zwingend das 

Bestbieterprinzip zur Anwen-
dung gelangen muss. So et-
wa bei Vergabeverfahren be-
treffend geistige Dienstlei-
stungen, wenn der Auftrag-
geber Alternativangebote zu-
lässt oder bei Bauaufträgen, 
deren geschätzter Auftrags-
wert zumindest eine Million 
Euro beträgt.

Subunternehmer: Oft bedient 
sich der Auftragnehmer ei-
ner Subvergabe-Konstrukti-
on, sodass der Auftraggeber 
bei weitem nicht mehr alle an 
der Auftragsdurchführung be-
teiligten Unternehmen kennt. 
Die „Subunternehmerkette“ 
soll nun transparenter wer-
den. Subunternehmer ist neu-
erdings nicht mehr nur der di-
rekte Subunternehmer des 
Bieters,  sondern alle Unter-
nehmen in der Auftragsket-
te. Diese müssen, mit wenigen 
Ausnahmen, bereits im Ange-
bot angegeben werden. Auch 
nach Zuschlagserteilung hat 
der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber jeden beabsichtig-
ten Wechsel bzw. jede Neu-

hinzuziehung eines nicht be-
reits im Angebot genannten 
Subunternehmers schriftlich 
mitzuteilen. Der Einsatz die-
ser Subunternehmer darf erst 
nach Genehmigung durch den 
Auftraggeber erfolgen.

Die Zustimmung bzw. 
Ablehnung des Subunter-
nehmerwechsels – wobei 
Letzterer nur aus sachlichen 
Gründen zulässig ist - hat der 
Auftraggeber dem Auftrag-
nehmer unverzüglich mitzu-
teilen. Lehnt der Auftragge-
ber den neuen Subunterneh-
mer nicht binnen drei Wo-
chen nach Einlangen der Mit-
teilung des Auftragnehmers 
ab, so gilt seine Zustimmung 
als erteilt.

Ob die neuen Regelungen 
für Klein- und Mittelbetriebe 
tatsächlich eine neue Hemm-
schwelle hinsichtlich der An-
gebotserstellung bedeuten, 
wie von den Ländern im Ge-
setzwerdungsprozess be-
fürchtet, oder aber die loka-
le Wirtschaft ankurbeln, wie 
von der Bundesregierung po-
stuliert, wird sich weisen. � n
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S 
 
eit 23. März 2016 

sind erhebliche Ände-
rungen des europäi-
schen Markenrechts in 
Kraft. Die Verordnung 
(EU) 2015/2424 des Eu-
ropäischen Parlaments 
und des Rates führt zu 
einer Modernisierung 
des Markenrechts und 
bringt auch im Gebüh-
rensystem Änderun-gen 
mit sich. Das Wichtigste 
zuerst:

Gemeinschaftsmarke  l wird zur Unionsmarke

Markenrecht neu
die Markenregistrierung er-
forderlichen Klarheit und 
Deutlichkeit von Waren- und 
Dienstleistungsverzeichnis-
sen sowie zum Schutzumfang 
der Oberbegriffe der einzel-
nen Klassen der Nizzaer Klas-
sifikation) wurde die Klassi-
fizierungspraxis des HABM 
verschärft. Gefordert wird ei-
ne klare und eindeutige For-
mulierung der Waren und 
Dienstleistungen, für die Mar-
kenschutz beantragt wird. Die 
Formulierung sollte gut über-
legt sein, weil nur solchen Be-
griffen Schutz zukommt, die 
von der wörtlichen Bedeu-
tung unmissverständlich er-
fasst sind. Inhaber von Ge-
meinschaftsmarken, die nur 
in Bezug auf Oberbegriffe 
eingetragen sind, sollten eine 
entsprechende Erklärung an 
das EUIPO richten.

Die Verordnung hat  zwei 
neue Schutzhindernisse (Art 
7 GmV) geschaffen. So ist der 
Schutz einer Marke ausge-
schlossen, wenn diese nach 
Maßgabe des Unionsrechts 
dem Schutz garantierter tra-
ditioneller Spezialitäten 
dient. Schutzfähig ist eine 
Marke aber auch dann nicht, 
wenn sie einer geschütz-
ten Sortenbezeichnung ent-
spricht. 

Gemeinschaftsmarken hei-
ßen künftig Unionsmarken 
und aus dem Harmonisie-
rungsamt für den Binnen-
markt (HABM) wird das Amt 
der Europäischen Union für 
geistiges Eigentum (EUIPO). 
Schließlich wird aus dem Ge-
meinschaftsmarkengericht 
das Unionsmarkengericht. 
Anmeldungen können fortan 
nur noch bei diesem Amt ein-
gebracht werden. Der Sitz und 
die Institution als solche ha-
ben sich aber nicht geändert.

Infolge der IP-Translator 
Entscheidung (EuGH C-307/10 
– zum Fragenkomplex der für 

Außerdem kam es zur Ein-
führung einer neuen Marken-
form. Das Portfolio wurde um 
die sogenannte „Unionsge-
währleistungsmarke“ erwei-
tert. Es handelt sich um eine 
Marke, die dazu geeignet ist, 
Waren und Dienstleistungen, 
für die der Inhaber der Marke 
das Material, die Art und Wei-
se der Herstellung der Wa-
ren oder der Erbringung der 
Dienstleistungen, die Quali-
tät, Genauigkeit oder andere 
Eigenschaften gewährleistet, 
von solchen zu unterschei-
den, für die keine derartige 
Gewährleistung besteht. 

Schließlich wurde die Ge-
bührenstruktur modifiziert. 
Zu Einsparungen wird die-
se Änderung allerdings nicht 
(zwingend) führen. Bislang 
betrug die Anmeldung von 
Marken, die Schutz für bis zu 
drei Klassen beanspruchten, 
€ 900 Euro. Anmeldungen 
mit einer Klasse werden bei 
einer Ersparnis von € 50 Eu-
ro somit künftig günstiger 
werden. Anmeldungen mit 
drei und mehr Klassen, wer-
den mit einem Zuschlag von 
jeweils € 150 Euro hingegen 
deutlich teurer. Diese neuen 
Gebühren sind auf Marken 
anzuwenden, die ab 23. März 
2016 ablaufen.  � n

ge
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de
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Die Wichtigkeit der Marken wird in der Werbung immer wieder herausgestellt.
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Liegenschaftskaufverträ-
ge beinhalten neben den 
Hauptleistungspflichten 
(Kaufpreis und Kaufgegen-
stand) auch Nebenleistungs-
verpflichtungen und mei-
stens auch Klauseln zum Ge-
währleistungsausschluss (§ 
929 ABGB). Der Verkäufer ei-
ner Sache haftet nach dem 
Gesetz dem Käufer für die 
Mangelfreiheit dieser Sache 
im Zeitpunkt der Übergabe  
(§ 922 ff ABGB). Es handelt 
sich dabei um dispositives 
Recht, es kann sohin  Abwei-
chendes vereinbart werden, 
wenn am Vertrag nur Ver-

braucher oder Unternehmer 
beteiligt sind (Anderes gilt im 
Verhältnis zwischen Unter-
nehmer und Verbraucher, zu 
Lasten des Verbrauchers darf 
laut Konsumentenschutz-
gesetz nicht von den gesetz-
lichen Gewährleistungsbe-
stimmungen abgewichen 
werden). 

Ein Grundstück ist man-
gelhaft, wenn es nicht dem 
Vertrag entspricht, also nicht 
die vereinbarten oder die ge-
wöhnlich vorausgesetzten Ei-
genschaften hat. Dazu zählen 
vor allem einmal die Geldla-
stenfreiheit, die richtige Flä-
chenwidmung bzw. Zulässig-
keit der Bebauung bei einem 
Baugrund oder die Freiheit 
der Liegenschaft von erheb-
lichen Kontaminationen oder 
Kriegsrelikten im Erdreich. 
Üblich sind daher Klauseln, 
die eine Haftung des Verkäu-
fers für ein bestimmtes Aus-
maß oder eine bestimmte Be-
schaffenheit bzw. eine be-
stimmte Verwendbarkeit so-
wie einen bestimmten Bau- 
und Erhaltungszustand des 
Gebäudes ausschließen oder 
begrenzen. Sie befreien von 
der Haftung für Mängel, die 
gewöhnlich vorausgesetzte 
Eigenschaften betreffen. Da-
mit soll das Gewährleistungs-
risiko für den Verkäufer auf 
ein Minimum reduziert wer-
den – nicht immer aber mit 
Erfolg.

So hat der OGH Äuße-
rungen des Verkäufers im 
Zuge von Vertragsverhand-
lungen, auch wenn sie letzt-
lich nicht in die Vertragsur-
kunde Eingang fanden, als zu-
gesicherte Eigenschaft eines 
Grundstücks (§ 923 ABGB) an-
gesehen. Aus Verkäufersicht 
ist das problematisch, denn 
die Haftung für zugesicherte 
Eigenschaften greift als spe-
ziellere Vereinbarung selbst 
bei einem umfassenden Ge-
währleistungsausschluss. In 

einem Fall hat der OGH beim 
Erwerb einer Liegenschaft 
samt darauf errichtetem Ein-
familienhaus mangels Hin-
weises auf eine bestimmte 
Bodenbeschaffenheit (näm-
lich einem angeschütteten 
Schotterboden) einen natür-
lichen Untergrund als schlüs-
sig zugesicherte Eigenschaft 
gewertet (9 Ob 50/10h). Auch 
die Angabe einer konkreten 
Quadratmeterzahl des Grund-
stücks wurde als zugesagte 
Eigenschaft qualifiziert (4 Ob 
98/13k). Obwohl in beiden Fäl-
len die Gewährleistung für ei-
ne bestimmte Beschaffenheit 
bzw. ein bestimmtes Flächen-
ausmaß ausgeschlossen war, 
haftete der Verkäufer dem 
Käufer für die Mangelhaftig-
keit der Sache (mangelhafte 
Bodenbeschaffenheit bzw. zu 
geringes Flächenausmaß). 

Diesen unliebsamen Über-
raschungen kann etwa ein 
Schriftformvorbehalt gegen-
steuern: Die Vertragspar-
teien vereinbaren, dass Zusa-
gen nur wirksam sind, wenn 
sie schriftlich vereinbart wer-
den und dass mündliche und 
schlüssige Zusagen ausge-
schlossen werden. Gut bera-
ten ist auch, wer mit münd-
lichen Zusagen sparsam um-
geht und als Verkäufer sein 
Wissen um die Beschaffen-
heit des Kaufgegenstandes 
umfänglich offenlegt.� n

V 
 
erkäufer von 

Grundstücken müssen 
auf der Hut sein. Aus-
nahmsweise nicht vor 
dem Steuergesetzge-
ber, sondern vor eilig 
formulierten Verträgen 
ohne Prüfung der tat-
sächlichen Verhältnisse. 
Die Judikatur zerpflückt 
regelmäßig umfassend 
geglaubte Gewährleis-
tungsausschlüsse zu 
Lasten der Verkäufer 
von Liegenschaften.

Gewährleistungsausschluss l versus zugesicherte Eigenschaft

Achtung Falle
zu

ge
si

ch
er

t
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beim Einzug fällt die Miete 
günstiger aus. Den Finanzie-
rungsbeitrag bekommt man 
nach Auszug (abzüglich eines 
Prozents pro Jahr) zurück. Im 
konkreten Fall blieb die Frau 
nach Aufhebung der Lebens-
gemeinschaft in der Woh-
nung. Der Mann behaupte-
te, den gesamten Finanzie-
rungsbeitrag geleistet zu ha-
ben, und forderte 61.800 Eu-
ro von seiner Ex-Freundin. 
Schließlich habe er einst mit 
der Frau vereinbart, dass er 
im Falle einer Trennung den 
Betrag zurückbekomme. Und 
selbst, wenn es keine Verein-
barung gegeben habe, stün-
de ihm bereicherungsrecht-
lich Geld zu. Denn die Woh-
nung werde jetzt ausschließ-
lich von der Frau bewohnt. 
Und sie habe gewollt, dass der 
Mann ausziehe. 

Mietvorteil

Die beklagte Ex-Freundin 
wendete ein, der Mann sei 
am Scheitern der Lebensge-
meinschaft alleine schuld ge-
wesen. Man habe nie verein-
bart, dass sie ihm den Finan-
zierungsbeitrag zurückzah-
len müsse. Überdies habe sie 
in bar rund 10.000 Euro zum 

Bisher war dies ganz über-
wiegend erfolglos. Nun aber 
hat der Oberste Gerichtshof 
(3 Ob 149/15f) seine bisherige 
Rechtsprechung gelockert. 
Im Anlassfall ging es um ei-
nen Finanzierungsbeitrag für 
eine Mietwohnung. Durch 
die Zahlung dieses Beitrags 

Finanzierungsbeitrag gelei-
stet und auch sonst Investiti-
onen für die Wohnung getä-
tigt. Der Käger sei darüberhi-
naus rechtlich weiterhin als 
Mitmieter zu werten, auch 
wenn er ausgezogen sei. 

Der OGH bestätigte zu-
erst einmal, dass die Frau 
nach der Aufhebung der Le-
bensgemeinschaft und dem 
Wegzug des Klägers Allein-
mieterin sei. Der Mann habe 
aber einen Bereicherungsan-
spruch, weil der von ihm ge-
leistete Finanzierungsbeitrag 
einer Mietzinsvorauszahlung 
vergleichbar sei, wodurch die 
monatliche Miete günstiger 
werde. Dieser Vorteil komme 
nun allein der Frau zugute. 
Solche Ansprüche hatte die 
Rechtsprechung bisher regel-
mäßig abgewiesen und auch 
bereicherungsrechtliche Ar-
gumente nicht zugelassen. �n

D 
 
as Ende der Le-

bensgemeinschaft be-
deutet nicht unbedingt 
das Ende der (zumeist) 
vorausgegangenen 
Streitigkeiten. Immer 
wieder verlangen frü-
here Lebensgefährten 
eine finanzielle Rück-
abwicklung erbrachter 
Leistungen. 

Ansprüche l aus aufgehobener Lebensgemeinschaft

OGH: 
Rechtsprechung gelockert 

ge
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Schmerzen-
geld 
kann 
Schmerzen 
lindern

Nach vielen Unfällen mit Verletzungen haben Sie Anspruch auf 
Schmerzengeld. 
Schalten Sie daher umgehend einen Rechtsanwalt ein. 
Hier finden Sie ihn: www.f-b-h.at




